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Ein Bolksblatt.
Dienstags und Freitags erscheint eine Nummer in '/, Bogen. Der Lo raus bezahlungspreis ist für auswärtige Abonnenten/ein¬
schließlich des OldcuburgischenPostpvrto's, vierteljährlich 36 Gr. ; für die Abonnenten der Stadt OldMÄirg 34 ins Haus.

VII. .iLltl'MIA. Dienstag, den 1. Januar 1850 . 1.

Prvsit Neujahr!

cr Beobachter bat sich immer ein besonderes Pläsir
daraus gemacht, an jedem- Ncujahrstage einige Worte,
gleichsam ein Pribatgespräch zur Verständigung an seine
lieben getreuen Leser und Abonnenten zu richten, auch
heute, am Neujahrstage 1850, unterläßt cr es nicht, sich
dies Pläsir zu machen. Zuerst denn gratuliren wir un¬
fern Lesern schönstens zum Neuen Jahre ! wir thun dies
nicht, weil cS herkömmlich ist, sondern weil uns unser
dankerfülltes Herz dazu autreibt. Wir wünschen von
ganzem Herzen, und das glaubt uns wohl ein Jeder,
daß unsere Leser gedeihen und an Zahl wachsen mögen
wie bisher und sprechen zugleich unfern wärmsten Dank
aus für die rege Theilnahme. die der Beobachter seit
seinem Entstehen erfahren und die sich von Jahr zu Jahr,
besonders aber in letzter Zeit auf eine höchst erfreuliche
Weise gesteigert hat. Von unserer Gratulation sind übri¬
gens auch diejenigen Leser des Beobachters nicht ausge¬
schlossen, die sich schämen, ihn zu halten und denen cr immer
nur zufällig  in die Hände geräth. Wir leben der
Hoffnung, daß der Zufall ihnen auch die heutige und
noch fernere Nummern desselben in die Hände spielen
werde. — Den geehrten Mitarbeitern, die uns bisher
so freundlich und bereitwillig mit Beiträgen unterstützten,
sagen wir hiermit gleichfalls unfern innigsten Dank nnd
richten zugleich die Bitte an sic. auch ferner in derselben
Weise wie bisher ihre Thätigkeit unscrm Blatte zuzu-
wendcn. — Das Streben des Beobachters, seine Ten¬
denz, wird freilich von gewissen Leuten sehr mißliebig
ausgenommen und hart angefcindet; aber nicht wahr,
das kennen wir schon, die Wahrheit findet nicht leicht
Herberge, besonders bei denjenigen nicht, die, von Lug
und Trug beseelt, heute nicht mehr wahr haben wollen
was sie gestern gesagt. Wir kennen Leute, die im Jahre
1848, als die Sache des Volks einen so gewaltigen

Aufschwung nahm und den Sieg davon zu tragen
schien, sich an die Spitze der Erhebung drängten, in
Volksversammlungen glühende Reden hielten und sich
das Ansehen gaben, als hätten sie dem Volke die Frei¬
heit erkämpft, die aber später, als man dem treuherzig
gläubigen Volke das abgcschüttelte Joch unvermerkt wie¬
der über den Nacken gelegt, die Flunken hängen ließen
und jetzt, wo die Rcaction uns am Seile hat und ge¬
waltig zieht und zerrt, jetzt zerren und ziehen sie mit.
diese ehemaligen Volksheldcn. und nennen die Erhebung
des'Volks vom Jahre 1848 eine Verirrung und Gott
weiß was noch sonst. Solche Leute, die stets den Man¬
tel nach dem Winde hängen, solche charakterlose Subjecte,
die immer nur dem Glücke folgen und dem Unrecht
geben, der unterliegt—wir wollen sie nicht hassen, diese
Jammervollen, nicht verachten, denn Gott hat sie ge¬
schaffen. aber bedauern wollen wir sie und uns nicht
kümmern um ihr Geschrei. Mögen sic schimpfen auf
die Demokraten und Verdächtigungen gegen sic aus¬
streuen. mögen sie das Streben derselben Wühlerei und
Hetzerei nennen und sogar — wie die Neuen Blätter
durch eine Notiz ans der neuen Bremer Zeitung— mit
preußischen Bajonetten drohen, uns soll das nicht irre
machen, wir lassen uns durch solche lächerliche Drohun¬
gen nicht cinschüchtern, wir werden uns durch nichts
die freie Zunge binden lassen und nach wie vor offen und
unumwunden unsere Meinung sagen. Möge kommen
was da wolle, den Beobachter wird keine Macht der
Erbe zum Apostaten machen, er wird stets der alte blei¬
ben und für Wahrheit. Recht und gesetzliche Freiheit,
wo diese gefährdet werden, eine Lanze einlcgen. —
Hiermit könnten wir nun für heute Abschied nehmen
von unfern Lesern, doch sind wir einigen derselben noch
eine Erklärung schuldig. Einige auswärtige Leser näm¬
lich können die Theater- und Mnsikbcrichtenicht auS-
stehen und wollen, wenn diese ferner fortgcführt werden.



den Beobachter nicht mehr lesen. Andere wieder lesen
den Beobachter nur wegen  dieser Knnstnachrichtcnund
machen uns Vorwürfe, daß wir dieselben nicht öfter und
ausführlicher geben. Wie sollen wir cs nun Allen recht
machen? — wir haben lange darüber nachgedacht—
endlich schien uns Zweifelnden dieser Gedanke der beste,
sich an nichts zu kehren und fortzufahrcn wie bisher.
Für diejenigen übrigens, welche die Kunstnachrichten nicht
ausstchcn können, wissen wir Rath: Sie mögen die¬
selben nur überschlagen, so haben sic kein Acrgerniß
davon. —

Es empfiehlt sich seinen Lesern bestens
Der Beobachter.

DüS neue Wahlgesetz und die Volksparthei.
Unser neues Ministerium der rettenden That »ersteigt

sich von Stufe zu Stufe, und wenn daraus dem Lande
immer zunehmende Verwirrung droht, so ist cs wohl
dringende Pflicht derjenige», welche als Urwähler, Wahl-
männcr und künftige Landtagsabgevrdnctedie Aufgabe ha¬
ben. diese Verwirrung nach Recht und Ordnung wieder
entwirren zu helfen, schon bei Zeiten sich darüber auf-
zuklärcn und unter einander zu verständigen, wie diese
Aufgabe zu lösen ist.

Die Gesetzgebung steht der Staatsregiernngnur ge¬
meinschaftlich mit den Vertretern des Landes zu. Das
ist die Hauptsache, worin unsere Verfassung durch das
Staatsgrundgcsetz sich verändert hat, cs ist der Unter¬
schied zwischen einem konstitutionellen Staat , wie Olden¬
burg jetzt ist, und einer absoluten Fürstcnregicrnng. Es
ist dies der Punkt, den das Volk nicht aufgcben darf,
ohne Alles verloren zu haben. Aber in der Zwischen¬
zeit, wenn grade kein Landtag versammelt ist, können
doch eilige Fälle cintrctcn, wo es denn unumgänglich
nothwendig wird, daß die Staatsregiernng aus eigne
Verantwortlichkeit die unentbehrliche Verfügung trifft.
Dies gestattet denn auch das Staatsgrnndgcsctz im Art.
160 . Die erlassene Verfügung muß, aber vor dem näch¬
sten ordentlichen Landtage gerechtfertigt und von diesem
entweder bestätigt oder wieder aufgehoben werden. So
viel Vertrauen mußte in die Ehrlichkeit der verantwort¬
lichen Minister gesetzt werden. Entspricht cs nun diesem
Vertrauen, wenn man heute den Landtag anf-
lösst , und morgen sagt : weil nun kein Land¬
tag mehr da ist , dürfen wir einseitig einen
Griff in die Gesetzgebung thun? — Das Olden¬
burger Volk wird antworten am Tage der Landtagswahl!

Ob große oder kleine Wahlkreise  den Vorzug
verdienen, namentlich bei indirekter Wahl, darüber ist
schon auf dem konstitnirendcn Landtage und seitdem viel

gestritten worden. Die Mehrheit war für die großen
Kreise. In diesen ist nun schon dreimal gewählt wor¬
den und cs ging leidlich gut,  wenigstens zeigten sich
dabei nicht größere Ncbclständc. als von kleinen Kreisen
bei indirekter Wahl befürchtet werden müssen. Konnte
man cs nun für einen eiligen Fall  halten, die klei¬
nen Kreise cinznführen, bloß weil die neuen Minister,
welche ans Ruder gekommen find, zu der bisher immer
in der Minderheit gebliebenen Parthei gehören, welche
der Meinung ist, daß auch bei indirekten Wahlen die

! kleinen Kreise den Vorzug verdienen und welche cs nicht
! scheut, sondern vielleicht gern sicht, wenn die sogenann-
! tcn Kirchthurmswahlcn befördert werden, — wenn die

Zahl der vorzüglich befähigten Abgeordnetenvon höhe¬
rem Talent sich vermindert. — wenn der Landtag der
Staatsregiernng gegenüber dadurch an Ansehen und
Macht geschwächt wird und zu seinen Arbeiten die taug¬
lichsten Kräfte verliert? — Das Oldenburger Volk
wird antworten am Tage der Landtagswahl!

Sehen wir dann auf die Zweckmäßigkeit  der
getroffenen Verfügung, so ist der Stadt Oldenburg jetzt
die Möglichkeit gegeben, einen besonderen Vertreter ihrer
städtischen Interessen in den Landtag zu schicken. Nun
ja, die abgesonderteVertretung der Städte hat Gründe
für sich; das kam auch schon in der Viernnddreißiger-
Versammlung zur Sprache; ober dann forderten Varel,
Brake und andere Städte dasselbe Vorrecht und die
Sache wurde deshalb aufgegeben. Hat die Einzclnmci-
nung der neuen Ministcrräthc nun so viel Uebcrgcwicht,
das Prinzip der allgemeinen Landesvcrtretung anshcbcn
zu dürfen?

Ein oder zwei Kirchspiele sind zu Wahlkreisen abge¬
legt worden, weil man weiß oder voranssetzt, daß dort
eine bestimmte, dem Ministerium gefällige Persönlichkeit
Anhang genug habe, um in der Wahl durchgebracht zu
werden, was bei der bisherigen Einrichtung nicht mehr
möglich war, seitdem die Gesinnung dieser Herren dem
Volke kein Geheimnis; geblieben ist. Andere Kirchspiele,
in welchen bisher freisinnig gewählt wurde, sind mit
solchen und zwar größeren zu einem Wahlkreise verbun¬
den, in welchen die Wahlen mehr im Sinne der Regie¬
rung ausficlen. Nun,  das Mittel ist nicht neu. Man
hat cs kürzlich auch in Baicrn damit versucht, aber der
Erfolg blieb ans. Der Versuch scheiterte an der Intelli¬
genz und Vaterlandsliebe des Volks. Wird das oldcn-
burgcr Volk hinter dem baicrschcn zurückstchen? Kann
das als zweckmäßig  gerechtfertigt werden, was einem
Parthcizwcckc  diene» soll? und gar dem Zwecke der
Parthei, welche den Anschluß an Preußen will, sogar
wenn Hannover nicht bcitritt, was dock, außer denjeni-



gm, dic um jeden Preis nur die Rcaction wollen, fast
jeder Verständige im Laude für ein unverantwortliches
Wagestück hält? — Das verständige oldenburgcr Volk
wird antworten am Tage der Landtagswahl!

Kann denn aber überhaupt die dem Ministerium auf
seine Verantwortungüberlassene Verfügung, welche cs
vor dem nächsten ordentlichen Landtage rechtfertigen muß,
jemals darin bestehen dürfen, daß in dic bestehende
Wahlordnung ein Eingriff gewagt wird? daß dasjenige
Gesetz abgcändert wird, welches dazu da ist, um dem
Volke dic Sicherheit zu geben, daß der „nächste or¬
dentliche Landtag ", vor welchem das Ministerium
seinen eigenmächtigen Erlaß rechtfertigen soll, so zu
Stande kommen, daß er am vollkommensten den Willen
des ganzen Volkes vertritt? Kann es der vernünftige
Sinn des Staatsgrundgcsctzcs sein, das; das Ministerium
vor dem Geschöpf ministerieller Willkühr seine Schöpfung
zu rechtfertigen haben solle? — Das Oldenburger Volk
wird antworten am Tage der Landtagswahl!

Aber sollen wir denn wählen?  dürfen wir
wählen, nach diesem neuen Wahlgesetze, Lessen Erlassung
wir für verfassungswidrig halten müssen? Ja wir
dürfen , wir müssen wählen!  In anderen Län¬
dern hat zwar die Volksparthei in solchen Fällen den
Beschluß gefaßt und ansgcfnhrt, bei der Wahl sich nicht
zu bcthciligcn. Es ist das zwar auch ein Mittel zum
Zweck. Aber es ist ein Mittel, welches wir nicht lieben.
Wir wissen freilich sehr wohl, daß cs bei uns eben so
gehen würde, wie in Preußen, wo dic Demokraten die
Wahl verweigerten. Gelangten in unserem Landtage
dic Herren von der Rcaction einmal zur Majorität,
oder wären sic gar allein darin, sie würden ein Wesen
treiben, daß Manchem, der jetzt ihr Anhänger ist, dic
Augen anfgingen oder übergingen. Es würde dann
recht an den Tag kommen, wie ähnlich die Absichten
vieler dieser Männer denen des Herrn von Gerlach
und Consortcn in Berlin sind, wie eine grosse Zahl
derselben das Prcußcnbündniß nur deshalb so eifrig
anstrcbt. um jenen Gesinnungsgenossen brüderlich die
Hand zu reichen zur Unterdrückung der Volksfrciheit
und zum Umsturz unseres Staatsgrundgesctzcs; das Volk
würde klarere Einsicht bald genug davon erhalten, welche
persönliche Interessen cs sind, von denen ein anderer
Thcil dieser Parthei geleitet wird, und der übrige Troß
würde Gelegenheit die Fülle bekommen, Probe» der
gedankenlosestenUnselbstständigkeitabzulcgen. Aufklä¬
rung würde dadurch im Lande genug verbreitet werden.
Aber, nein, wir wollen unserem Volke diesen trüben
Weg der Erklärung ersparen. Wir wissen sehr wohl:
wir brauchten die Rcaction nur eine Weile allein ge¬

währen zu lassen, und sic grübe sich selbst ihr Grab.
Aber — aus ihrem Grabe erwüchse dic Revolution!
und dic wollen wir nicht!  Wir wollen also wäh¬
len und unser Wahlspruch sei: Opposition gegen
Vcrfassungsvcrletzungcn und Rcaction!

Zeitbetrachtung e.n
Vor vielen Jahren einmal sagte ein sehr verständiger

Mann: „Wenn ich wissen will: was wird dic preußische
Regierung thun? so frage ich mich: was würde Jeder¬
mann im Volke für das Allcrverkehrteste halten? das
thut die preußische Regierung." Wenn man wissen will:
was ist dic Wahrheit? so sehe man nur zu, was die
preußischen Zeitungen sagen. Das Gcgcnthcil davon
ist immer die Wahrheit. — Danach muss cs in Preu¬
ßen recht schlecht stehen, denn aus Berlin rühmt man
darüber, wie dic ganze Nation schwarz-weiß geworden
sei. Und cs steht wohl auch recht schlecht; denn dic
schwarz-roth-goldcnen Demokraten in Preußen sind wie¬
der rührig geworden, und der Widerwille gegen das
DrcikönigSbündniß spricht sich in Preußen selbst immer
lauter ans. Sollte cs bei uns nicht auch so sein?

Zweimal hat der Landtag dic Bestätigung zu dem
Beitrittsvertragcan das Berliner Bündniß verweigert;
freilich nur mit geringer Stimmenmehrheit. ' Aber gegen
die Behauptung des Ministers Schleifer,  daß der
BcitrittSvcrtrag auch ohne dic Bestätigung des Landtags
gültig sei, erhob sich der ganze Landtag mit Ausnahme
von 2 Stimmen, und wie kann auch etwas der Bestä¬
tigung bedürfen und wenn sie verweigert wird, doch
gelten? Dennoch ist Herr von Eisendcchcr,  der neue
Minister des Auswärtigen, anderer Meinung als der
Landtag und schreitet mit Ausführung des Bündnißvcr-
tragcs unbekümmert(?) fort. Mit zwei Stimmen im
Landtage wird er doch wohl nicht regieren können. Also
hofft man von der neuen Einrichtung des Wahlrcrfah-
rcns die wnndcrthätige Wirkung, daß dic Herren Mo-
rcll und Rüder  zur Majorität anwachsc» werden.
Nun,  wir wollen sehen! Ucbrigcns machen selbst dic
Neuen Blätter halbe Front gegen das Ministerium we¬
gen dieses Wahlgesetzes. Na, das wird gut werden!

Als Preußen den Verfassnngscntwnrs für den Bun¬
desstaat erlassen hatte, da erschien erst 14 Tage später
unter dem harmlosen Titel einer Denkschrift, dic authen¬
tische Auslegung dieses Entwurfs, welche denselben erst
recht ins Licht, das heisst in den Schatten stellt, worin
zu lesen steht, wie alle seine freisinnig und mit der
frankfurter Ncichsverfassungübereinstimmend scheinen¬
den  Artikel beknappt und anders ausgclegt werden



sollen . Das war die Politik des Herrn v. Radowitz,
von dem schon vor vielen Jahren das Volkslied sagte:

Wir wollen sie nicht haben die Herrn von Haß
und Fluch

Die Radowitz und Thiele  u . s. w.
und den selbst seine Freunde einen politischen Eagliostro
(das heißt Gaukler oder Lügcngcist ) genannt haben.
Das war die Politik des Herrn v . Radowitz.  und
Viele haben sich durch den Versassungscntwurf täuschen
lassen und die Denkschrift gar nicht gelesen. Unser Mi¬
nisterium hat nun gleichfalls den Versassungscntwurf
allein bei den wöchentlichen Anzeigen abdrncken lassen.
Es wird doch nicht so sehr aus der preußischen Schule
sein, daß die authentische Auslegung erst nach 14 Tagen,
wenn die LanttagSwahlen vorüber sind, Nachfolgen soll '?

Der sogenannte „Volksfreund"  hat über das
neue Wahlgesetz auch so seine Meinungen . Er räsonirt
so : auf andre Weise habe das Ministerium seine Absicht
nicht durchsetzen können , denn der ans bisherige Weise
gewählte Landtag wurde zu der neuen Manier seine Zu¬
stimmung nicht gegeben haben . Aber du lieber Himmel!
soll denn im Staate Oldenburg das Ministerium seinen
Willen gegen den Willen des Landtags durchsetzen? Das
weiß doch heutzutage jeder Schnlknabe , daß das im !
konstitutionellen Staate nicht geschehen soll. Dennoch
meint der »Sogenannte " , das Ministerium habe !
ganz recht gethan -, mit einem Landtage habe cs nicht
regieren können , welcher seiner llcberzcugung nach auf
eine Weise gewählt sei, welche die Sittlichkeit des Volks
und Gott weiß was noch sonst alles gefährde . Nun.
das ist möglich ; der »Sogenannte"  mag darin Recht
haben . Aber wir antworten einfach : Wer solche Ansich¬
ten hat und mit dem auf verfassungsmäßige Weise er¬
wählten Landtage nicht regieren kann , der muß die Er¬
nennung zum Minister nicht annchmen . und das Land
wird dabei nur gewinnen ; denn Gesetzlichkeit muß jedem
Manne , der ei» Amt bekleiden soll , über Alles gehn.

Zur Besprechung der Wahlangelegenheiten
für den nächsten Landtag hatte sich am vergangenen
Freitag Abends im Butjadingerhof eine kleine Versamm¬
lung der democratischen Partei zusammeiigefunken . Es
sollte an diesem Abend nur eine vorläufige Besprechung
über die aufzustellendc Wahlmännerlistc vorgcnommcn
und ein Ausschuß gewählt werden , dem die Aufstellung
der Liste übertragen würde . Dich geschah denn auch,
und wurde dann » och beschlossen, daß am nächsten
Mittwoch den 2 . Januar  eine allgemeine Versamm¬
lung im Butjadingerhof sein und öffentlich dazu einge¬
laden werden solle. In dieser Versammlung soll als¬

dann die Wahlniänncrliste vorgelcgt und zugleich der
Vorschlag über die etwa zu wählenden Abgeordneten ge¬
macht werden . Eine Zusainmcnwirknng mit den Gesin¬
nungsgenossen der Osternburg soll möglichst erwirkt wer¬
den . was um so eher möglich sein wird , als gewisse
Leute dort ihr Spiel ausgcspiclt und verloren haben
mögen . — Bei einer Liseussion über die Frage , ob die
demokratische Partei zn dem preußischen Volkshausc wäh¬
len soll oder nicht , gaben sich zwei Ansichten kund , die
eine : daß cs ein politischer Fehler sei . wenn man nicht
wähle — man müsse unter Protest wählen und sich ge¬
rade dadurch wieder vom Bündniß loSzumachcn suchen;
— die andere : man dürfe gar nicht wählen , weil , wenn
man wähle , dadurch der Anschluß an das Berliner Bünd¬
niß auch von unserer Seite anerkannt sei . und das
wollten wir ja nicht . — Schließlich verlas der Advokat
Eropp  noch ein Schreiben aus Berlin von der dorti¬
gen demokratischen Partei , worin sie bei ihren oldenbur-
gischcn Gesinnungsgenossen anfragt , ob sic zum preußi¬
schen Volkshausc wählen werden , und daß man beab¬
sichtigte . einen Evngrcß der Demokratie zusammen zu
rufen , um hier die Wahlfragc zu verhandeln . Der Brief
soll der nächsten Versammlung am Mittwoch , nachdem
die Wahlmännerlistc ausgestellt ist. vvrgelegt werden.

Die Cvnstitutionell -Conservativcn . wie sic der ..So¬
genannte"  nennt , — wir nennen sic Rcactionäre , weil
sic den Ruin unsers Staatsgrundgcsctzes anstrebcn —
hielten am Sonnabend Abends in Hullmanns Hause
ebenfalls eine Versammlung , um eine Wahlnännerliste
aufzustellen . Es wurde bei ihnen wieder die vorige Liste
zum Grunde gelegt und die Sache dabei der Versamm¬
lung so süß gemacht wie Sprup . Wahrscheinlich wird
auch hier in den nächsten Tagen wieder eine Versamm¬
lung stattsinden.

Bitte.

Herr Lehrer Dähl mann  hicselbst wird gebeten,
seine am zweiten Weihnachtstage im Harmsschen  Club-
lokale außerm Evcrstcnthore über : » Es werde Licht
und cs ward Licht"  re . gehaltene denkwürdige Rede
durch den Druck zu veröffentlichen.

Oldenburg 1849 , Dccember 29 . O

Die Strückhauser Pfarrerwahl,
die erste nach Einführung unserer Kirchenvcrfassung , ist
nicht zu Stande gekommen . Die 264 anwesenden Wäh¬
ler konnten unter sich keine Stimmcnmajorität von ^
vereinigen , und muß deshalb nach 4 Wochen obcrmals
eine Wahl stattsinden . Können auch dann nicht ^ der
Anwesenden sich vereinigen , so muß nach Art . 94 . der
Kirchenvcrfassung der Obcrkirchcnrath die Stelle besetzen.

Auswärtige Bestellungen auf den nächsten Jahrgang oder das erste Quartal des „Beobachters"
bitten wir noch recht bald an die Großh . Haupt - Postam ts -Zeitungs - Expedition zu Olden¬

burg  gelangen z» lassen , damit den resp . Bestellernjdie Exemplare nicht allzu dcfect geliefert werden müssen.
Alle Postexpeditionen des Landes sind verpflichtet , Bestellungen auf den »Beobachter»  an-

zunehmcn . sie können die Gelder unfrankirt  an die oben genannte Expedition cinsenden.
Der Pränumerationspreis  des Blattes für Auswärtige ist — einschließlich des Oldenburgischen Post-

porto 's — jährlich 2 Rthlr . — vierteljährlich 36 gr . für  die Abonnenten der Stadt Oldenburg vierteljährlich
34 gr . frei ins Haus . Die Redaction.

Redacteur , Wilhelm Calbcrla. Schnellpreffendruck und Verlag von Gerhard Stalling ln Oldenburg.
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VII. MpASIIA. Freitag , den 4. Januar 1850. M 2.

Eutin , den 27 . December 184 .').
Von 117 oldenburgcrResidenzbemohner» ist am

8. Dccbr. d. I . in Folge des bekannten Landtagsbc-
schlusscS und deSfallsigen Rücktrittesdes Ministeriums
eine Adresse an den Großbcrzoggesandt, die. an und
für sich nicht crwähncnswerth, jetzt dadurch Bedeutung
erlangt hat . daß sic den neuernannten Ministerpräsiden¬
ten v. Buttel  zum Verfasser hat. Daß v. Buttel
im FrankfurterParlament lange in der Majorität ge¬
sessen. daß er seinen Platz als Abgeordneter verlassen,
nachdem er nicht mebr zur Majorität gehörte, daß er
dann, nachdem der König von Preußen den Besonne¬
nen  die dargebotcnc Kaiserkrone höhnend vor die Füße
geworfen, nach Gotha gewandert, und nachdemer sich
hier mit den Besonnenenbesonnen, nach Oldenburg
geeilt und kort den Ruhm und die Herrlichkeit des
DrcikönigSbündnisscs verkündet— das Alles war auch
hier in dem fernen Theite Oldenburgs sehr wohl be¬
kannt und gewürdigt. Daß aber v. Buttel  sich schon
so weit besonnen,  das richtigste Fundament unserer
Verfassung, die Kaimnermajorität. in ihrer Bedeutsamkeit
zu leugnen, das hat uns in dem Augenblicke tief schmer¬
zen müssen, wo wir v. Buttel  an der Spitze unserer
Staatsregicrung Wiedersehen.

In der erwähnten Adresse wird gesagt, der Groß-
Herzog möge sich durch die Abstimmung des allgemeinen
Landtages nicht beirren lassen, denn die kleine Mehrheit
sei nicht von gleichartiger Beschaffenheit, auch sei durch
diese Mehrheit die wahre Meinung und Ansicht des
Landes nicht ansgedrückt worden.

Wir begreifen diese Aeußcrungen, wir begreifendie
ganze Adressenicht, wenn wir uns ihre Verfasserund
Unterzeichner als konstitutionelleMänner denken sollen.
Sollte ein Engländer sich wohl je dazu hcrgcgebcnha¬
ben. den König zu bitte» , ein Minoritätsminlsterium
zu wählen, und somit Parthci zu ergreifen; sollte wohl

je ein Engländersagen mögen, die Majorität sei nicht
die Stimme und Ansicht des Landes? In einem wahren
konstitutionellenStaate , das bätten Herr v. Buttel
und Genossen sich merken sollen. steht der Fürst über
den Partheicn; er regiert, und wählt sei» Ministerium
nicht nach Willkühr. Laune und Adressen, sondern nach
dem Willen des Volkes, wie diese sich in den Kammcr-
abstimmungen hcrausgcstellt hat. Der Fürst ist unver¬
antwortlich. das Ministeriumist verantwortlich— dem
Volke. Der Für darf deshalb nicht unverantwortlich
handeln, sondern das Ministerium muß bandeln verant¬
wortlich! — Louis Philipp stürzte, weil er unverant¬
wortlich selbst regierte. Guizvt fiel, weil er die Stimme
des Volkes nicht achtete. Doch. das haben uns ja die
Gothaer in kühneren Tagen schon selbst gesagt.

Wir weisen hier schließlichnur noch auf die prakti¬
schen Folgen der erwähnten Adresse hin. Was würden
ihre Unterzeichnersagen, wenn sic einmal als Volksver¬
treter eine» Beschluß mit einigen Stimmen durchgcbracht.
Wir fragen, was würden sie sagen, wenn dann die
Hofdiener. der oldcnburgische „Sogenannte-  und
noch einige Hoflieferanten den Großhcrzog unterthänigst
ersuchten, er möge sich doch nicht beirren  lassen durch
diese Abstimmung, sie beweise nicht die wahre Meinung
des Landes; — und wen» dann, über die wahre Mci
nung des Volkes beirrt, das Staatsoberhaupt von der
Abstimmung im Landtage absieht. — wir fragen, wollen
die Herren dann etwa mit Märtprermienesage», die
Palme des Patriotismus gebühre dem. der sich in die
Umstände füge?

Wir aber, die wir »ns noch nicht anders besonnen
haben, sagen: Wer solche Adressen unterzeichnet, der
bietet die Hand, die Constitutionzu einer Schcincon-
stitntion herabzudrückcn— und daß Dieses nicht ge¬
schehen möge, dafür rufen wir jeden Freund unserer
Constitution zur Wacht!
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